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duktion und Nahrungsgüterwirtschaft der Deut­
schen Demokratischen Republik hat innerhalb 
weiterer vier Wochen endgültig zu entscheiden.

(4) Entscheidungen des Ministeriums für Gesund­
heitswesen und des Rates für landwirtschaftliche 
Produktion und Nahrungsgüterwirtschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik über Be­
schwerden sind endgültig.

ч
(5) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung 
innerhalb der Frist nicht getroffen werden, ist 
rechtzeitig ein Zwischenbescheid ünter Angabe 
der Gründe sowie des voraussichtlichen Ab­
schlußtermins zu geben.
(6) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wir­
kung.
(7) Entscheidungen über Beschwerden haben 
schriftlich zu ergehen, sind zu begründen und 
den Einreichern der Beschwerden auszuhändigen 
oder zuzusenden.“

c) § 19 der Dritten Durchführungsbestimmung vom 
25. Januar .1966 zum Gesetz zur Verhütung und 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten beim 
Menschen — Arbeit mit Erregern von übertrag­
baren Krankheiten — (GBl. II S. 83) wird aufge­
hoben.

8. § 19 des Gesetzes vom 11. Juni 1968 über die Auf­
gaben und Befugnisse der Deutschen Volkspolizei 
(GBl. I S. 232) erhält folgende Fassung:

„§ 19
Beschwerdeverfahren

(1) Gegen die nach diesem Gesetz oder anderen 
Rechtsvorschriften von der Deutschen Volkspoli­
zei getroffenen Entscheidungen und durchgeführ­
ten Maßnahmen der Deutschen Volkspolizei kann 
Beschwerde eingelegt werden. Der von der Ent­
scheidung oder Maßnahme Betroffene ist darüber 
zu belehren, daß er Beschwerde einlegen kann.

Eine Belehrung kann entfallen, soweit dies durch 
die Umstände, unter'denen die Maßnahme durch­
geführt werden muß, ausgeschlossen ist.
(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder mündlich 
unter Angabe der Gründe innerhalb einer Frist 
von zwei Wochen nach Zugang oder Bekannt­
gabe der Entscheidung oder Kenntnis der Maß­
nahme bei der Dienststelle einzulegen, die die 
Entscheidung getroffen oder die Maßnahme an­
geordnet hat.
(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wir­
kung. Die für die Entscheidung jeweils zustän­
dige Dienststelle kann jedoch die Durchführung 
der ausgesprochenen Maßnahmen bis zur end­
gültigen Entscheidung vorläufig aussetzen.
(4) Uber die Beschwerde ist innerhalb einer 
Woche nach ihrem Eingang zu entscheiden. Wird 
der Beschwerde nicht oder nicht in vollem Um­
fange stattgegeben, ist sie innerhalb dieser Frist 
dem übergeordneten Leiter zur Entscheidung zu­
zuleiten. Der Einreicher der Beschwerde ist davon 
zu informieren. Der übergeordnete Leiter hat 
innerhalb weiterer zwei Wochen endgültig zu 
entscheiden.
(5) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung 
innerhalb der Frist nicht getroffen werden, ist 
rechtzeitig ein Zwischenbescheid unter Angabe 
der Gründe sowie des voraussichtlichen Abschluß­
termins zu geben.
(6) Entscheidungen über Beschwerden sind den 
Einreichern der Beschwerden bekanntzugeben 
und zu begründen.

(7) Die Rechtsmittelregelungen des Strafprozeß- 
und Ordnungswidrigkeitsrechts bleiben hiervon 
unberührt.“

9. § 3 des Gesetzes vom 30. August 1956 über den
Verkehr mit Sprengmitteln (Sprengmittelgesetz) 
(GBl. I S. 709) wird aufgehoben.

Beschluß 
der Volkskammer 

der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 24. Juni 1971

Die der Volkskammer vom Ministerrat vorgelegte Haushaltsrechnung für das Jahr 
1970 wird bestätigt. i

Dem Ministerrat wird Entlastung erteilt.

Vorstehender Beschluß wurde von der Volkskammer der Deutschen Demokrati­
schen Republik in ihrer 20. Tagung am 24. Juni 1971 gefaßt.

Berlin, den 24. Juni 1971
G e r a l d  G o t t i n g  

Präsident der Volkskammer 
der Deutschen Demokratischen Republik


